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Kapitel 1

Einleitung

A. Gegenstand der Untersuchung

Thema dieser Arbeit sind polizeiliche Videoüberwachungen öffentlich zu-
gänglicher Orte in Deutschland und in den USA.

Aus der Vielfalt der bestehenden und denkbaren Anwendungsfelder einer
Videoüberwachung – zu denken ist hier etwa an Videoüberwachungen
durch Private zur Sicherung ihres Eigentums oder zur Überwachung von
Arbeitnehmern, an Videoüberwachungen durch Behörden im Rahmen der
Wahrnehmung ihres öffentlich-rechtlichen Hausrechts oder auch an die
polizeiliche Videoüberwachung besonders gefährdeter Objekte sowie öffent-
licher Ansammlungen und Veranstaltungen – wird hier allein die Videoüber-
wachung öffentlich zugänglicher Orte durch die Polizei im institutionellen
Sinne (als Polizei- und Ordnungsbehörden bzw. in den USA durch law en-
forcement agencies) im Rahmen ihrer polizeirechtlichen Aufgabenerfüllung
untersucht. Bei dieser Polizeimaßnahme handelt es sich um eine solche, die
auf längerfristige Dauer angelegt ist, schon im Vorfeld konkret drohender
Gefahren ansetzt und zum Ziel die Verhinderung der Begehung von Straf-
taten durch Abschreckung potentieller Straftäter hat. Sie kann daher als
Maßnahme der Kriminalprävention charakterisiert werden. Daneben besteht
der Zweck der Erleichterung der Aufklärung und Verfolgung von trotz
Überwachung erfolgenden Straftaten durch die Aufzeichnung von Videobil-
dern. Sie dient damit ebenfalls der Strafverfolgungsvorsorge.

Solche Videoüberwachungen werden in Deutschland erst seit Mitte der
90er Jahre eingesetzt, finden jedoch immer häufigere Verbreitung. Seither
wurden in fast allen Bundesländern entsprechende Ermächtigungsgrundla-
gen in das jeweilige Polizei- und Ordnungsgesetz aufgenommen. Mit dieser
Entwicklung ist eine rege rechtspolitische sowie rechtliche Diskussion ver-
bunden, in der Nutzen und Gefahren sowie datenschutz-, polizei- und ver-
fassungsrechtliche Probleme dieser Videoüberwachungen kontrovers erörtert
werden.

Als Vorbilder der Nutzung von Videoüberwachungen als effektivem Mit-
tel zur Kriminalprävention dienen in diesem Zusammenhang die Anwen-
dung von Videoüberwachungstechnologien im öffentlichen Raum in Groß-



britannien und in den USA, dort als Closed Circuit Television (CCTV)- Sy-
steme bezeichnet, denen hier eine Vorreiterrolle zukommt. Dort werden öf-
fentlich zugängliche Orte bereits seit längerer Zeit sowie in quantitativ we-
sentlich umfangreicherem Maße als in Deutschland eingesetzt. Auch was
technische Neuerungen betrifft, etwa im Bereich der Leistungsfähigkeit von
Überwachungskameras, biometrischer Verfahren oder anderer Technologien,
so erfolgt deren Erforschung und Entwicklung und sodann deren Einsatz
zunächst in diesen Ländern.

Aufgrund dieser Vorreiter und Vorbildfunktion auch für die Praxis der
Videoüberwachung in Deutschland wurde für diese Arbeit der rechtsverglei-
chende Ansatz gewählt.

Soweit bislang in der deutschen Diskussion um polizeiliche Videoüber-
wachungen öffentlich zugänglicher Orte ein Hinweis auf die rechtliche Pro-
blematik dieser Maßnahmen in den USA oder auch in Großbritannien zu
finden ist, so wird dabei auf die fehlende rechtliche Regulierung in diesen
Ländern hingewiesen, die Videoüberwachungen uneingeschränkt erlauben
und somit die weite Verbreitung ermöglichten. Ist dies im Grunde richtig,
so wird doch außer Acht gelassen, daß sich gerade in den USA eine Rechts-
ansicht herausbildet, die rechtliche Begrenzungen des Einsatzes von Video-
überwachungen fordert, was nun auch auf die Ebene der Normsetzung
durchzudringen beginnt. Diese Ansicht sowie die Ansätze einer rechtlichen
Reglementierung sollen im Rahmen dieser Arbeit beleuchtet und in einen
Vergleich mit der rechtlichen Bewertung polizeilicher Videoüberwachungen
in Deutschland gesetzt werden.

Durch diese Rechtsvergleichung sollen neue Aspekte für die rechtliche
Beurteilung letzterer gewonnen werden.

B. Begriffsbestimmungen

I. Öffentlich zugängliche Orte

Die hier untersuchten polizeilichen Videoüberwachungen erfolgen aus-
schließlich im öffentlichen Raum. Nach dem Verständnis der deutschen
polizeigesetzlichen Ermächtigungsnormen handelt es sich dabei um „öf-
fentlich zugängliche Orte“1 bzw. „öffentlich zugängliche Flächen und
Räume“2. Auch in den USA wird der Begriff public place in diesem Sinne
verstanden. Zur Charakterisierung der „öffentlichen Zugänglichkeit“ sind

18 Kap. 1: Einleitung

1 Vgl. § 21 III BWPolG; Art. 32 II BayPAG; § 31 III BbgPolG; § 29 III Brem-
PolG; § 14 III HessSOG; § 32 III NGefAG; § 15 a NWPolG; § 27 II Nr. 1 Saar-
PolG; § 33 II ThürPAG.



nicht die Eigentumsverhältnisse entscheidend3, so daß es sich auch um im
Privateigentum stehende Orte handeln kann. Öffentlich zugänglich sind sol-
che Orte, die dem öffentlichen Verkehr gewidmet sind oder faktisch allge-
mein zugänglich sind4. Hierzu zählen daher neben Straßen und Plätzen
auch zum Beispiel Tiefgaragen oder Einkaufspassagen.

II. Kamera-Monitor-Prinzip

Die praktische Durchführung der polizeilichen Videoüberwachung öffent-
lich zugänglicher Orte erfolgt in den USA und in Deutschland (dem Leipzi-
ger Modell5 folgend) meist im Kamera-Monitor-Prinzip6. Die mit einer sta-
tionär installierten Kamera gemachten Aufnahmen werden mittels Richt-
funk in die Beobachtungszentrale einer Gefahrenabwehrbehörde übertragen.
Dort werden sie von einem Beamten am Monitor verfolgt. Die dabei ver-
wendeten Kameras sind meist schwenkbar, so daß sie das Geschehen inner-
halb eines großen Radius erfassen können, außerdem sind sie in der Regel
mit einem Zoom ausgestattet7.

Die Überwachung in Leipzig, die häufig als Vorbild für Videoüberwa-
chungen in Deutschland dient, ist weiterhin so konzipiert8, daß zunächst
nur Übersichtsbilder gemacht werden, auf denen keine Personen identifizier-
bar sind. Erst bei Anhaltspunkten für die mögliche Begehung einer Straftat
erfolgt eine Detailaufnahme durch Bildvergrößerung – das Heranzoomen
einer bestimmten Person, die damit identifizierbar wird. Gleichzeitig wer-
den von der Beobachtungszentrale Polizeibeamte informiert, die dann an
Ort und Stelle einschreiten und möglicherweise sogar die Tat verhindern
können.

B. Begriffsbestimmungen 19

2 § 32 III MVSOG und § 184 III LVwG SH. Allein § 38 II SächsPolG und § 16
II SOG LSA enthalten keine entsprechende Begrenzung der Orte, an denen Video-
überwachungen zulässig sind.

3 Brenneisen/Staack, DuD 1999, 447 (448).
4 Waechter, Polizei- und Ordnungsrecht, Rdnr. 593; Brenneisen/Staack, DuD

1999, 447 (448); nach Königshofen, RDV 2001, 220, sind öffentlich zugängliche
Räume nur solche, die nach dem erkennbaren Willen des Berechtigten von jeder-
mann betreten werden können.

5 Siehe dazu unten Kapitel 2, A.
6 Für das amerikanische System: Nieto/Johnston-Dodds/Simmons, S. 3.
7 Zu den technischen Voraussetzungen polizeilicher Videoüberwachungen aus-

führlich Büllesfeld, S. 5 ff.
8 Siehe die entsprechenden Dienstanweisung des Leiters der Polizeidirektion

Leipzig bei Müller, Die Polizei 1997, 77 (81).


